
Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

XIX. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Kreisstadt Siegburg 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV. 
NRW. S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW 
S. 490) hat der Rat der Kreisstadt Siegburg in seiner Sitzung am 2.3.2023 mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln seiner Mitglieder folgende XIX. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der 
Kreisstadt Siegburg beschlossen:  
 

§ 1 
 
Im Inhaltsverzeichnis werden nach § 4 nachstehende §§ ergänzt: 
 

„§ 4a Bild-, Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen des Rates  

§ 4b Digitale und hybride Durchführung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen 

§ 4c Hybride Durchführung von Ausschusssitzungen“ 

 
 

§ 2 
 
Nach § 4 werden nachstehende §§ 4a bis 4c eingefügt: 
 

 

„§ 4a 

Bild-, Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen des Rates  

 

(1) In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zulässig, wenn sie die Ordnung der Sitzung 
nicht gefährden. Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Bildaufnahmen von 
Zuhörern/Zuhörerinnen oder Verwaltungsbediensteten mit Ausnahme der des 
Bürgermeisters, des allgemeinen Vertreters und der Beigeordneten (§ 69 GO NRW). 

 
(2) Über das Vorliegen einer Gefährdung der Ordnung der Sitzung entscheidet der 

Bürgermeister oder seine Vertretung bei der Sitzungsleitung. 
 

Eine Gefährdung der Ordnung der Sitzung liegt insbesondere vor, wenn 

‒ durch die Anfertigung von Bildaufnahmen Ratsmitglieder, Zuhörer/Zuhörerinnen 
oder Verwaltungsbedienstete nicht nur unwesentlich gestört werden (z.B. 
Geräusche, Blitzlichteinsatz), 

‒ durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Würde des Plenums bei besonderen 
Anlässen beeinträchtigt wird (z.B. bei Gedenkminuten) oder  

‒ durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Persönlichkeitsrechte der 
abgebildeten Personen in erheblicher Weise betroffen werden (z.B. verdeckte 
Bildaufnahmen, Bildaufnahmen in besonders emotionalisierten Situationen).  

 
(3)  Film- und Tonaufnahmen von den Ratsmitgliedern mit dem Ziel der Veröffentlichung sind 

in öffentlicher Sitzung zum Zwecke der Direktübertragung im Internet und der Einstellung 
eines Mitschnittes in das Internet zulässig. Die Übertragung und die Einstellung in das 
Internet erfolgen über die Homepage der Kreisstadt Siegburg. Die Veröffentlichung der 
Mitschnitte erfolgt für 60 Tage. 
 



(4) Film- und Tonaufnahmen von Ratssitzungen oder Teilen von Ratssitzungen durch 
Vertretungen des Rundfunks können durch den Bürgermeister im Einzelfall zugelassen 
werden, wenn ein besonderes öffentliches Interesse hierfür besteht. Im Zweifel 
entscheidet der Rat mit der Mehrheit seiner Stimmen.  

 
(5) Die Regelungen finden auf Sitzungen der Ausschüsse entsprechende Anwendung. 

 
 

§ 4b 
Digitale und hybride Durchführung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen 

 
(1) In besonderen Ausnahmefällen wie Katastrophen, einer epidemischen Lage oder anderen 

außergewöhnlichen Notsituationen kann die Durchführung von Sitzungen des Rates und 
der Ausschüsse in digitaler Form erfolgen (digitale Sitzung), sofern die dafür 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind (§ 47a Abs. 1 GO NRW).  

 
(2) Der Rat stellt das Vorliegen eines Ausnahmefalles nach § 47a Abs. 1 GO NRW mit einer 

Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder fest und entscheidet zugleich darüber, ob 
infolgedessen digitale oder hybride Sitzungen durchgeführt werden. In dem Beschluss ist 
festzulegen, für welchen Zeitraum Sitzungen in digitaler oder hybrider Form längstens für 
einen Zeitraum von zwei Monaten durchgeführt werden und ob die Durchführung in 
digitaler oder hybrider Form für den Rat und die Ausschüsse gelten soll. Die 
Beschlussfassung kann in einer Sitzung des Rates, durch Stimmabgabe im 
Umlaufverfahren oder in geeigneter elektronischer Form, die die Textform wahrt, erfolgen. 
Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig erfolgen, dass die Frist des § 47 Abs. 2 GO NRW 
gewahrt werden kann. Die Verlängerung ist bei einem weiteren Andauern des besonderen 
Ausnahmefalles möglich. Für den Beschluss über eine Verlängerung gelten die 
vorgenannten Sätze entsprechend. 

 
(3) Die Aufhebung eines Beschlusses nach Absatz 2 ist im Rat mit der Mehrheit der Stimmen 

der Mitglieder des Rates zulässig. 
 
 

§ 4c 
Hybride Durchführung von Ausschusssitzungen 

 
(1) Ausschüsse des Rates dürfen auch außerhalb der besonderen Ausnahmefälle nach § 

47a GO NRW hybride Sitzungen durchführen. Dies gilt nicht für die Pflichtausschüsse 
nach § 59 GO NRW sowie nicht für den Jugendhilfeausschuss.  

 
(2) Den jeweiligen Ausschüssen bleibt die Entscheidung über eine Durchführung hybrider 

Sitzungen vorbehalten. Der Beschluss darüber, ob eine Sitzung des Ausschusses als 
hybride Sitzung durchgeführt werden soll, ist mit einfacher Mehrheit zu fassen. Die 
Beschlussfassung soll so rechtzeitig erfolgen, dass die Frist des § 47 Abs. 2 GO NRW 
gewahrt werden kann. Der Beschluss kann frühestens mit Wirkung für die jeweils nächste 
Ausschusssitzung erfolgen. Jeder Ausschuss im Sinne des Absatzes 1 soll einen 
Vorratsbeschluss darüber treffen, ob die weiteren Sitzungen des Ausschusses in der 
jeweiligen Wahlperiode als hybride Sitzungen durchgeführt werden. Der Ausschuss kann 
einen nach Satz 5 getroffenen Vorratsbeschluss mit einfacher Mehrheit für einzelne 
Ausschusssitzungen oder insgesamt mit Wirkung frühestens für die nächste 
Ausschusssitzung wieder aufheben.“ 

 
 

§ 3 
 
In § 6 Absatz 4 wird der eingeklammerte Text „§§ 19, 23“ geändert in „§ 3 Absätze 4 bis 7 



der Zuständigkeitsordnung“. 
 
 
 
 

§ 4 
 

§ 15 der Hauptsatzung der Kreisstadt Siegburg wird um folgenden Absatz 2 ergänzt:  
 
„Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüssen des Rates anstelle einer 
zusätzlichen Aufwandsentschädigung nach § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO NRW i.V.m. § 3 Abs. 
1 Nr. 6 EntschVO ein Sitzungsgeld nach § 46 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 4 EntschVO 
erhalten, wird für alle Ausschüsse Gebrauch gemacht.“ 

 
 

§ 5 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 1.4.2023 in Kraft.“ 
 
 
Siegburg, 2.3.2023 
Gez. Stefan Rosemann 
Bürgermeister 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung  
Hiermit wird gemäß § 52 Absatz 2 GO NRW in Verbindung mit § 2 Absatz 3 der BekanntmVO 
bestätigt, dass der Wortlaut der Änderungssatzung mit dem Beschluss des Rates vom 
2.3.2023 übereinstimmt und dass gemäß § 2 Absatz 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden 
ist.  
 
 

Hinweis gemäß § 7 Absatz 6 GO NRW  
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltende gemacht werden, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet hat oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt Siegburg vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.“ 

 
Siegburg, 2.3.2023 
Stefan Rosemann 
Bürgermeister 


